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BM für Justiz 

Anfragebeantwortung 
 

 

 

DIE  BUNDESMINISTERIN 
           FÜR  JUSTIZ 

BMJ-Pr7000/0054-Pr 1/2008 

 

An die 

 Frau Präsidentin des Nationalrates 

  W i e n 

 

zur Zahl 3925/J-NR/2008 

 

Der Abgeordnete zum Nationalrat Mag. Johann Maier und GenossInnen haben an 

mich eine schriftliche Anfrage betreffend „Drohungen & Tätlichkeiten gegenüber 

Richtern, Staatsanwälten und nichtrichterlichem Personal“ gerichtet. 

Ich beantworte diese Anfrage wie folgt: 

Die Beantwortung erfolgt auf Basis von – anlässlich dieser Anfrage eingeholten – Be-

richten der PräsidentInnen des Obersten Gerichtshofs und der Oberlandesgerichte 

sowie der LeiterInnen der staatsanwaltschaftlichen Behörden.  

Punkt 2.6.2 Absatz 2 der als Beilage angeschlossenen „Allgemeinen Richtlinie für 

Sicherheitsstandards in Gerichtsgebäuden“ sieht im Falle ernstzunehmender Angriffe 

und Drohungen eine Berichtspflicht der Dienststellen an das Bundesministerium für 
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Justiz vor. Aufgrund der Tiefe der Anfrage wurden – über diese Berichtspflicht hin-

ausgehende – Berichte eingeholt, ich weise jedoch darauf hin, dass bei den Justiz-

dienststellen keine allumfassenden systematischen Aufzeichnungen über Drohungen 

und Tätlichkeiten gegenüber Gerichtsbediensteten existieren. Das automationsun-

terstützte Register (Verfahrensautomation Justiz) erlaubt eine Namenssuche und Ab-

frage von Verfahren in bestimmten Stadien, jedoch nicht nach Sachverhalten. Es be-

steht auch keine Kennzeichnungsmöglichkeit für die in der Anfrage genannten Fall-

konstellationen. Das gilt insbesondere für die Motivlage der Täter. 

Der Auftrag an die mit Eingangskontrollen bei Gerichtsgebäuden betrauten Wach-

dienste umfasst aus Gründen der Wirtschaftlichkeit keine Pflicht zu systematischen 

Aufzeichnungen über die Anzahl der kontrollierten Personen, die Anzahl an Perso-

nen, denen der Zutritt verweigert wurde, oder über abgenommene Gegenstände. 

Soweit derartige Aufzeichnungen von den Wachdiensten punktuell zum Zwecke un-

ternehmensinterner Evaluierungen geführt werden, wurden sie hier ausgewertet. 

Zu 1: 
Beim Obersten Gerichtshof, bei der Generalprokuratur, beim Oberlandesgericht 

Wien, beim Landesgericht Wiener Neustadt sowie bei den Staatsanwaltschaften 

Wiener Neustadt, Krems an der Donau, Korneuburg, Eisenstadt, Graz, Klagenfurt, 

Wels und Feldkirch gab es keine derartigen Übergriffe. 

Landesgericht für Strafsachen Wien: Es kam in den Jahren 2000 bis 2007 zwei-

mal zu Drohungen gegen RichterInnen. 

Landesgericht für Zivilrechtssachen Wien:  
 Drohungen gegen 

RichterInnen  
Drohungen gegen 
nichtrichterliche Bedienstete 

2000 - - 
2001 2 - 
2002 1 - 
2003 3 - 
2004 - - 
2005 5 3 
2006 8 1 
2007 6 1 
erfasst wurden alle Vorfälle im Sprengel des LG ZRS Wien (auch bei unterstellten Bezirksgerichten) 

Ferner wurden 11 Drohungen gegen RichterInnen im anfragerelevanten Zeitraum 

ohne Zuordnung zu einem Kalenderjahr gemeldet. In 6 Fällen wurden Anzeigen er-

stattet, die zu bisher zu 2 Verurteilungen führten.  
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Arbeits- und Sozialgericht (ASG) Wien:  
 Drohungen gegen 

RichterInnen 
Drohungen gegen 
nichtrichterliche Bedienstete 

2000 - - 
2001 - - 
2002 - - 
2003 - - 
2004 - - 
2005 - - 
2006 - - 
2007 2 - 
 
Landesgericht (LG) St. Pölten:  
 Drohungen gegen 

RichterInnen 
Drohungen gegen 
nichtrichterliche Bedienstete 

2000 - - 
2001 - - 
2002 - - 
2003 - - 
2004 - - 
2005 - - 
2006 - - 
2007 1 - 
 
Landesgericht Krems an der Donau: 
 Drohungen gegen 

RichterInnen 
Drohungen gegen 
nichtrichterliche Bedienstete 

2000 - - 
2001 1 - 
2002 - - 
2003 - - 
2004 - - 
2005 1 - 
2006 1 1 
2007 1 - 
 

Landesgericht Eisenstadt 
 Drohungen gegen 

RichterInnen 
Drohungen gegen 
nichtrichterliche Bedienstete 

2000 - - 
2001 - - 
2002 - - 
2003 - - 
2004 1 - 
2005 - 1 
2006 - - 
2007 3 *  
*einschließlich einer (leeren) Bombendrohung gegen ein Bezirksgericht 
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Landesgericht Korneuburg 
 Drohungen gegen 

RichterInnen 
Drohungen gegen 
nichtrichterliche Bedienstete 

2000 - - 
2001 1 - 
2002 - - 
2003 3 1 
2004 - - 
2005 - - 
2006 - - 
2007 - - 
 
Beim Bezirksgericht (BG) Zistersdorf wurde im Berichtszeitraum einmal ein 

Rechtspfleger gefährlich bedroht, der Täter wurde aufgrund der Anzeige verurteilt. 

Bei der Staatsanwaltschaft St. Pölten bestehen keine Aufzeichnungen über Dro-

hungen gegen RichterInnen, StaatsanwältInnen oder nichtrichterliches Personal. 

Bei der Staatsanwaltschaft Wien kam es in den Jahren 2000 bis 2007 zweimal zu 

Drohungen gegenüber RichterInnen. In diesem Zeitraum wurden darüber hinaus drei 

Verfahren wegen gefährlicher Drohung (zum Nachteil von einem Richter des BG In-

nere Stadt Wien, des Bundesministeriums für Justiz und des Landsegerichtes für Zi-

vilrechtssachen Wien) verhandelt.  

Oberlandesgerichtssprengel Graz 
 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 
 Ri niri Ri niri Ri niri Ri niri Ri niri Ri niri Ri niri Ri niri

Sprengel des LG für Straf-
sachen Graz 

  2              

Sprengel des LG für Zivil-
rechtssachen Graz 

    1 1   2  1   2 1  

Sprengel des LG Klagen-
furt 

          2      

Sprengel des LG Leoben     1 1 1    1 2 1  1  

Ri = RichterInnen, niri = nichtrichterliches Personal 

Staatsanwaltschaft Leoben: 
 Drohungen gegen 

RichterInnen 
Drohungen gegen 
nichtrichterliche Bedienstete 

2001 - - 
2002 1 1 
2003 1 - 
2004 - - 
2005 1 1 
2006 1 - 
2007 1 - 
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Staatsanwaltschaft Linz: 4 Fälle 

Staatsanwaltschaft Steyr: 3 Fälle in 2007 

Staatsanwaltschaft Ried im Innkreis: 1 Fall 2003, 1 Fall 2007 

Staatsanwaltschaft Salzburg: 1 Fall 2004 

Oberlandesgerichtssprengel Innsbruck 

  

Bei der Staatsanwaltschaft Innsbruck waren in den Jahren 2000 bis 2007 2 Fälle 

anhängig. Betroffen waren ein Gerichtsvollzieher sowie die Gerichtsvorsteherin je-

weils des BG Landeck.  

Zu 2: 
Die meisten Drohungen erfolgten im Zuge von Exekutions- oder Pflegschaftsverfah-

ren. Häufig genannter Grund war das subjektive Empfinden, ungerecht behandelt 

worden zu sein.  

Weitere Anlässe waren die Abweisung einer Klage (Landesgericht Krems 2006, Ar-

beits- und Sozialgericht Wien), die Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe (Landesge-

richt Krems 2001, Staatsanwaltschaft Linz - 3 Fälle), die Durchführung eines Sach-

walterschaftsverfahrens (Landesgericht Krems 2007), ein beabsichtigtes Sachwal-

terschaftsverfahren betreffend die Lebensgefährtin (Staatsanwaltschaft Salzburg), 

Nötigungsversuche (Oberlandesgericht Graz), psychische Beeinträchtigung (Ober-

landesgericht Graz, Oberlandesgericht Innsbruck), Drogeneinfluss und/oder Alkoho-

lisierung des Täters (Oberlandesgericht Innsbruck)  

Bei der Staatsanwaltschaft St. Pölten wurden im Zuge der Sendung „Schauplatz Ge-

richt“ Drohungen gegen Organe der Justiz ausgesprochen. 
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Zu 3: 
Arbeits- und Sozialgericht Wien:  

Es wurde Strafanzeige erstattet, das Verfahren ist beim Landesgericht für Strafsa-

chen anhängig. 

Sprengel des Landesgerichts für Zivilrechtssachen Wien 
 Anzeige/Strafantrag Erledigung 
2000 - - 
2001 1 Unterbringung nach § 21 Abs. 1 StGB1 
2002 1 Verurteilung 
2003 2 1 Einstellung, Verfahrensausgang unbekannt 
2004 - - 
2005 4 1 Verurteilung, 3 Einstellungen 
2006 3 1 Verurteilung, 2 Einstellungen 
2007 1 Vorläufige Unterbringung, Verfahren ist anhängig 
 
Landesgericht für Strafsachen Wien (LGSt):  

2 Anzeigen, 1 Verurteilung im Berichtszeitraum 

 
Landesgericht Krems an der Donau: 
 Anzeige/Strafantrag Erledigung Anmerkung 
2000 - - - 
2001 1 Verurteilung - 
2002 - - - 
2003 - - - 
2004 - - - 
2005 1 Einstellung Unbekannter Täter 
2006 1 Einstellung Richter / nichtrichterliche  
2007 1 Einstellung Richter 
 

Landesgericht Eisenstadt 
 Anzeige/Strafantrag Erledigung Anmerkung 
2000 - - - 
2001 - - - 
2002 - - - 
2003 - - - 
2004 1 Einstellung  - 
2005 1 Einstellung Gerichtsvollzieher 
2006 - - - 
2007 3 Verurteilung / nicht 

abgeschlossen / Ein-
stellung 

Dritter Fall betraf Bombendro-
hung gegen ein Bezirksgericht, 
Täter unbekannt 

 

                                                           
1 Erledigung durch das LGSt Wien 
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Landesgericht Korneuburg 
 Anzeige/Strafantrag Erledigung Anmerkung 
2000 - - - 
2001 1 Verurteilung  
2002    
2003 4 1 Einstellung  
2004 - - - 
2005 - - - 
2006 - - - 
2007 - - - 
 
Wegen der im Zusammenhang mit der Sendung Schauplatz Gericht ausgesproche-

nen Drohungen wurde bei der Staatsanwaltschaft St. Pölten Anzeige erstattet. Das 

Verfahren wurde gemäß § 90 Abs. 1 StPO eingestellt.  

Sprengel des Landesgerichts für Strafsachen Graz:  

In beiden Fällen im Jahr 2002 (bedroht wurden der Untersuchungs- und danach der 

Hauptverhandlungs-Richter) wurde infolge Selbstmordes des Drohenden eine An-

zeigeerstattung obsolet. Im Zusammenhang mit der Bedrohung eines Richters im 

Jahr 2007 wurde Strafanzeige erstattet, die zu einer (noch nicht rechtskräftigen) Ver-

urteilung führte. 

Landesgerichts-Sprengel Klagenfurt:  

In einem der beiden im Jahr 2005 eingetretenen Fälle wurde Strafanzeige erstattet, 

die zu einer Verurteilung führte.  

Landesgerichts -Sprengel Leoben 
 Anzeige/Strafantrag  Erledigung 

2000 - - 

2001 - - 

2002 2 1 Zurücklegung, 1 Verurteilung 

2003 1 1 Verurteilung 

2004 - - 

2005 3 3 Verurteilungen 

2006 1 Einweisung § 21 Abs. 1 StGB 

2007 1 1 Verurteilung 
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Staatsanwaltschaft Leoben 
 Anzeige/Strafantrag Erledigung Opfer 

2000 - - - 
2001 - - - 
2002 1 

 
 

a) Verurteilung 
b) Zurücklegung der  
Anzeige § 90 StPO     

a) Nichtrichterliches  
Personal 
b) Richter 

2003 1 Verurteilung Richter 
2004 - - - 
2005 1 Verurteilung Nichtrichterliches Personal 
2006 1 Antrag auf Unter-

bringung 
Einweisung § 21 Abs.1 
StGB 

Richter 

2007 1 Verurteilung  Richter 
 

Oberstaatsanwaltschaft Linz 
 Anzeige/Strafantrag Erledigung  
StA Linz 4 4 Verurteilungen  
StA Steyr 2 Einstellung nach §109 bzw. 90 StPO 
StA Ried / Innkreis 1 (2003) 

1 (2007) 
Verurteilung  
§ 11 StGB 

StA Salzburg 1 Einstellung 
 

Oberlandesgericht Innsbruck 

 

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung8 von 43



 

Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich. 

Staatsanwaltschaft Innsbruck:  

In beiden Fällen wurde Strafanzeige erstattet. Ein Verfahren ist noch anhängig, das 

andere wurde gem. § 90 Abs.1 StPO eingestellt. 

Zu 4: 
Beim Oberlandesgericht Wien, den Landesgerichten St. Pölten, Wiener Neustadt, 

Krems und Eisenstadt, beim Arbeits- und Sozialgericht Wien und beim Landesgericht 

für Strafsachen Wien sowie bei den Staatsanwaltschaften Wr. Neustadt, Krems, Leo-

ben, Graz, Klagenfurt, Linz, Wels, Steyr, Ried im Innkreis, Salzburg, Innsbruck und 

Feldkirch wurden keine Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen, Staatsanwälte 

oder sonstigen Gerichtsbediensteten tätlich angegriffen.  

Sprengel des Landesgerichts für Zivilrechtssachen Wien:  

 Tätlichkeiten gegen  
RichterInnen  

Tätlichkeiten gegen  
nichtrichterliche Bedienstete 

Verletzungen

2000 - - - 
2001 1 1 - 
2002 2 2 - 
2003 - - - 
2004 - - - 
2005 - - - 
2006 1 1  1 
2007 1 2 1 
 
Darüber hinaus wurde – ohne Jahresangabe – berichtet, dass es im anfragerelevan-

ten Zeitraum insgesamt zweimal zu Tätlichkeiten gegen nichtrichterliche Bedienstete 

gekommen ist. Es wurden keine Anzeigen erstattet.  

Landesgericht Korneuburg 

 Tätlichkeiten gegen 
RichterInnen 

Tätlichkeiten gegen nichtrichterliche Bedienstete 

2000 1 - 
2001 - - 
2002 - - 
2003 - - 
2004 - - 
2005 - - 
2006 - - 
2007 - - 
 
Die Staatsanwaltschaft Wien berichtete, dass es im Berichtszeitraum einmal zu ei-

ner Sachbeschädigung zum Nachteil einer Richterin gekommen ist. 

Bei der Staatsanwaltschaft Korneuburg wurde im Jahr 2002 im Zuge einer Haupt-

verhandlung ein tätlicher Angriff gegen eine Richterin (ohne Verletzungen) geführt.  
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Im Jahr 2000 gab es einen tätlichen Angriff auf einen Richter des Landesgerichtes 

für Strafsachen Graz, im Jahr 2001 einen tätlichen Angriff auf einen Richter im 

Sprengel des Landesgerichts für Zivilrechtssachen Graz - in beiden Fällen ohne Ver-

letzungen.  

Im Jahr 2007 erfolgte ein tätlicher Angriff gegen einen Gerichtsvollzieher des Be-

zirksgerichtes Traun.  

Oberlandesgericht Innsbruck  

 

Zu 5: 
In den bekannten Fällen erfolgten die tätlichen Angriffe überwiegend aufgrund des 

subjektiven Empfindens, ungerecht behandelt worden zu sein. 

Landesgericht Korneuburg: Der Angriff erfolgte durch einen geistig abnormen Ange-

klagten gegen eine Richterin. Die Richterin wurde dabei nicht verletzt.  

Der Angriff im Jahr 2000 beim Landesgericht für Strafsachen Graz erfolgte während 

einer Hauptverhandlung, jener im Jahr 2001 im Zuge eines Besuchsrechtsverfah-

rens. Die Motive für die Angriffshandlungen lassen sich nicht mehr eruieren.  

Oberlandesgericht Innsbruck: Die Täter – allesamt Verpflichtete in einem Exekuti-

onsverfahren – wollten durch ihren Angriff den Exekutionsvollzug vereiteln.  

Zu 6: 
Beim Landesgericht Korneuburg kam es nur einmal zu einem tätlichen Angriff auf 

eine Richterin, der wegen Geringfügigkeit nicht zu einer Verurteilung führte.  
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Landesgericht für Zivilrechtssachen Wien 
 Anzeige/Strafantrag Erledigung 
2000 - - 
2001 1 Verfahrensausgang unbekannt 
2002 2 2 Verurteilungen 
2003 - - 
2004 - - 
2005 - - 
2006 1 Verfahrensausgang unbekannt 
2007 2 Verfahren ist noch anhängig 
 
Die Staatsanwaltschaft Wien erstattete Anzeige wegen Sachbeschädigung. 

Wegen des Angriffs in Graz im Jahr 2001 wurde Anzeige erstattet, die zu einer Ver-

urteilung führte.  

Oberlandesgericht Innsbruck: Im Jahr 2000 gab es keine Tätlichkeiten gegen 

Richterinnen, Richter, Staatsanwältinnen, Staatsanwälte oder nichtrichterliches Per-

sonal. 

 

Zu 7: 
Der Präsident des Oberlandesgerichts Wien berichtete, dass es in einem Fall zu ei-

nem Bestechungsversuch an einem Richteramtsanwärter gekommen ist. In einem 

weiteren Fall wurde versucht, eine Richterin durch Übergabe einer Topfpflanze zu 

bestechen. Weitere Fälle sind nicht bekannt. 

Bei der Staatsanwaltschaft St. Pölten langte im Oktober 2007 eine Eingabe einer 

Richterin ein, wonach Gerüchte im Umlauf seien, sie habe in einem Obsorgestreit 

über Bestechung des Kindesvaters parteilich entschieden. Das Verfahren wurde zur 

Bestimmung der Zuständigkeit gemäß § 28 StPO der Oberstaatsanwaltschaft Wien 

vorgelegt. 

Darüber hinaus sind keine Bestechungsversuche im relevanten Zeitraum bekannt. 
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Zu 8: 
Der Präsident des Oberlandesgerichts Wien berichtete, dass in einem Fall Anzeige 

erstattet wurde; das Verfahren wurde nach § 90 Abs.1 StPO eingestellt. Im zweiten 

Fall wurde in Anbetracht der Geringfügigkeit keine Anzeige erstattet.  

Zu 9: 
Im Bereich der Landesgerichte und der Staatsanwaltschaften Wr. Neustadt, St. Pöl-

ten, Krems und Eisenstadt, dem Arbeits- und Sozialgericht Wien sowie bei den 

Staatsanwaltschaften Wels und Salzburg wurden keine Personen wegen der zu Fra-

gen 1 bis 8 genannten Vorfälle in Haft genommen.  

 
 Sprengel des LG für Zivilrechtssachen Wien
2001 - 
2002 - 
2003 - 
2004 2 
2005 1 
 
Staatsanwaltschaft Korneuburg: Eine Unterbringung nach § 429 StPO 

 Sprengel Oberlandesgericht Graz: 
2001 Bei den vom LGSt Graz genannten Fällen befand sich der Drohende in Haft. 
2002 - 
2003 1 
2004 - 
2005 - 
2006 1 
2007 1 
 

 Staatsanwaltschaft Leoben:
2001 - 
2002 - 
2003 1 
2004 - 
2005 - 
2006 1 
2007 1 
 

StA Linz StA Steyr StA Ried im Inn-
kreis 

Der Drohende befand sich 
bereits in Haft 

2000: - 2000: - 

 2001: - 2001: - 
 2002: - 2002: - 
 2003: - 2003:1 
 2004: - 2004: - 
 2005: - 2005: - 
 2006: - 2006: - 
 2007: 1 vorläufige Anhaltung 2007: 1  
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Oberlandesgericht Innsbruck: Im Jahr 2006 wurde über eine Person Untersu-

chungshaft verhängt.  

Zu 10: 
Die Allgemeine Richtlinie für Sicherheitsstandards in Gerichtsgebäuden, Stand Jän-

ner 2007, ist in ihrem vollen Wortlaut als Beilage angeschlossen. 

Zu 11a: 
Die Organisation der Personenkontrollen richtet sich nach der Allgemeinen Richtlinie 

für Sicherheitsstandards in Gerichtsgebäuden (siehe Beilage) und den §§ 3ff GOG: 

Sicherheitskontrolle 

§ 3. (1) Personen, die ein Gerichtsgebäude betreten oder sich in einem solchen auf-

halten, haben sich auf Aufforderung eines Kontrollorgans einer Kontrolle zu unterzie-

hen, ob sie eine Waffe bei sich haben (Sicherheitskontrolle). Kontrollorgane sind die 

von Sicherheitsunternehmern (§ 9 Abs. 1) mit der Vornahme der Sicherheitskontrol-

len Beauftragten sowie die vom Verwalter eines Gerichtsgebäudes hiezu bestimmten 

Gerichtsbediensteten. 

(2) Die Sicherheitskontrollen können insbesondere unter Verwendung technischer 

Hilfsmittel, wie Torsonden und Handsuchgeräten, durchgeführt werden; unter mög-

lichster Schonung des Betroffenen ist auch das Verlangen nach einer Vorweisung 

der von ihm mitgeführten Gegenstände sowie eine händische Durchsuchung seiner 

Kleidung zulässig; eine solche Durchsuchung der Kleidung darf nur von Personen 

desselben Geschlechts vorgenommen werden. 

(3) Den der Sicherheitskontrolle und der Durchsetzung des Mitnahmeverbots von 

Waffen dienenden Anordnungen der Kontrollorgane ist Folge zu leisten; ein richterli-

cher Auftrag zur Mitnahme einer bestimmten Waffe (§ 2 Abs. 1) oder ein Bescheid 

nach § 2 Abs. 2 oder 3 ist ihnen unaufgefordert vorzuweisen. 

(4) Für Personen, die in einem Dienst- oder Ausbildungsverhältnis zum Bund stehen, 

ist die Befolgung der Anordnungen nach Abs. 3 Dienstpflicht. Die durch einen Ver-

stoß gegen diese Dienstpflicht bewirkte Abwesenheit vom Dienst gilt als nicht ge-

rechtfertigt. 

Ausnahmen von der Sicherheitskontrolle 

§ 4. (1) Vorbehaltlich der Abs. 2 und 3 sind Richter, Staatsanwälte, sonstige Be-

dienstete der Gerichte und staatsanwaltschaftlichen Behörden und des Bundesminis-

teriums für Justiz, Bedienstete anderer Dienststellen, deren Dienststelle im selben 
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Gebäude wie das Gericht untergebracht ist, sowie Funktionäre der Prokuratur, 

Rechtsanwälte, Notare, Patentanwälte, Verteidiger, qualifizierte Vertreter nach § 40 

Abs. 1 Z 2 ASGG, Rechtsanwaltsanwärter, Notariatskandidaten und Patentanwalts-

anwärter keiner Sicherheitskontrolle nach § 3 Abs. 1 und 2 zu unterziehen, wenn sie 

sich - soweit erforderlich - mit ihrem Dienst- beziehungsweise Berufsausweis aus-

weisen und erklären, keine oder nur eine Waffe bei sich zu haben, deren Mitnahme 

ihnen gestattet wurde (§ 2 Abs. 2 und 3); betreten sie ein Gerichtsgebäude durch ei-

nen Eingang, der mit einer Torsonde ausgestattet ist, so haben sie diese dennoch zu 

durchschreiten, wenn neben ihr kein anderer, für sie bestimmter Durchgang besteht. 

(2) Hegt ein Kontrollorgan bei einer im Abs. 1 genannten Person trotz ihrer Erklärung 

nach Abs. 1 den begründeten Verdacht, dass sie doch unerlaubt eine Waffe bei sich 

hat, so ist sie ausnahmsweise auch einer Sicherheitskontrolle nach § 3 Abs. 1 und 2 

zu unterziehen.  

(3) Liegen besondere Umstände vor, so können die Kontrollorgane angewiesen wer-

den, dass auch jede Person des im Abs. 1 genannten Personenkreises einer Sicher-

heitskontrolle nach § 3 Abs. 1 und 2 zu unterziehen ist. Diese Anordnung ist den Er-

fordernissen entsprechend zeitlich zu beschränken; sie ist vom Verwalter des Ge-

richtsgebäudes zu treffen. Die Leiter der anderen in diesem Gerichtsgebäude unter-

gebrachten Dienststellen sind von einer solchen Anordnung unverzüglich in Kenntnis 

zu setzen. 

(4) Hat es ein qualifizierter Vertreter zu Unrecht abgelehnt, eine Waffe zu verwahren 

beziehungsweise zu übergeben (§ 1 Abs. 2), oder fälschlich erklärt, keine Waffe oder 

nur eine solche bei sich zu haben, deren Mitnahme ihm gestattet wurde (Abs. 1), so 

ist § 40 Abs. 6 und 7 ASGG in jenem Verfahren sinngemäß anzuwenden, in dem er 

nach dem Betreten des Gerichtsgebäudes einzuschreiten beabsichtigte. 

(5) Personen, die wegen ihres öffentlichen Dienstes zum Tragen bestimmter Waffen 

verpflichtet sind, sowie von diesen vorgeführte Personen sind jedenfalls keiner Si-

cherheitskontrolle nach § 3 zu unterziehen; für die letzten Personen gilt dies nur, 

wenn der Vorführende erklärt, dass er die vorgeführte Person einer Sicherheitskon-

trolle bereits unterzogen hat. 

Zwangsgewalt der Kontrollorgane 

§ 5. (1) Personen, die es zu Unrecht ablehnen, sich einer Sicherheitskontrolle zu un-

terziehen oder eine bei ihnen vorgefundene Waffe zu verwahren beziehungsweise 

zu übergeben (§ 1 Abs. 2), sind vom Kontrollorgan aus dem Gerichtsgebäude zu 
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weisen. Unter den gleichen Voraussetzungen sind auch Personen aus dem Ge-

richtsgebäude zu weisen, die eine Sicherheitskontrolle umgangen haben. 

(2) Die Kontrollorgane sind ermächtigt, im Falle der Nichtbefolgung ihrer Anweisun-

gen nach Abs. 1 die Anwendung unmittelbarer Zwangsgewalt anzudrohen und bei 

Erfolglosigkeit der Androhung ihre Anweisungen mit angemessener unmittelbarer 

Zwangsgewalt unter möglichster Schonung des Betroffenen durchzusetzen; der mit 

einer Lebensgefährdung verbundene Gebrauch einer Waffe ist hierbei nur im Falle 

der gerechten Notwehr zur Verteidigung eines Menschen zulässig. 

Zu 11b: 
Bei den Landesgerichten Wiener Neustadt und St. Pölten wurde niemandem der Zu-

tritt verwehrt. Beim Landesgericht für Strafsachen Wien und bei den Landesgerichten 

Krems und Eisenstadt liegen keine diesbezüglichen Aufzeichnungen vor.  

Beim Landesgericht Korneuburg musste im Berichtszeitraum einer Person der Zu-

tritt verwehrt werden.  

Im Sprengel des Landesgericht für Zivilrechtssachen Wien wurde in den Jahren 

2005, 2006 und 2007 jeweils 2 Personen der Zutritt verwehrt.  

Sprengel des Oberlandesgerichts Graz: Nach Angaben der Sicherheitsdienste ist 

davon auszugehen, dass pro Dienststelle und Jahr etwa ein bis zwei Personen der 

Zutritt in das Amtsgebäude verweigert werden muss.  

Staatsanwaltschaft Graz 
2005 2 Personen 
2006 3 Personen 
2007 2 Personen 
 
Im Sprengel des Oberlandesgerichts Linz gibt es keine Aufzeichnungen darüber, 

wie vielen Personen der Zutritt zu Gerichtsgebäuden verweigert werden musste, 

wohl aber über die Anzahl kontrollierter Personen:  

 Kontrollierte Personen 
2005 555.576 
2006 567.252 
2007 563.772 
 
Staatsanwaltschaft Salzburg: 
2005 3 Personen 
2006 3 Personen 
2007 2 Personen 
 
Oberlandesgericht Innsbruck: 2006 - 1 Person  
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Zu 12: 
Jährlich suchen mehrere hunderttausend Menschen Österreichs Gerichte auf. In An-

betracht dessen sind die erfolgten Übergriffe auf Gerichtsbedienstete bedauernswer-

te Einzelfälle, die nach derzeitigem Wissen im Zuge der Eingangskontrollen nicht 

hätten verhindert werden können. 

Zu 13: 
Im Rahmen der Eingangskontrollen werden nicht nur Waffen im engeren Sinn, son-

dern auch potenziell für die Zufügung von Verletzungen taugliche Alltagsgegenstän-

de wie Beile, Taschenmesser, Schraubenzieher, Nagelfeilen, Regenschirme mit Me-

tallspitze, etc. zur vorübergehenden Verwahrung abgenommen (nicht beschlag-

nahmt!). Stichprobenartig werden auch Flüssigkeiten kontrolliert. 

Die nachstehende Aufstellung betrifft die Abnahme von Gegenständen bei allen Ge-

richtsgebäuden im Zuständigkeitsbereich des Oberlandesgerichts Wien. Beschlag-

nahmen erfolgten nicht (Ausnahme: In einem Fall wurde bei der Staatsanwaltschaft 

Korneuburg eine Schusswaffe beschlagnahmt). Soweit zusätzlich Aufzeichnungen 

einzelner Landesgerichte vorgelegt wurden, finden diese sich im Anschluss an die 

erste Tabelle. 
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Landesgericht Wiener Neustadt 

 Schusswaffen 
(LG/BG) 

Messer 
(LG/BG) 

Sonstiges 
(LG/BG) 

2005   2 (1 / 1)   830 (490 / 340) 698 (469 / 229) 
2006 18 (16 / 2) 1090 (617 / 473) 670 (419 / 251) 
2007   7 (3 / 4)    941 (534 / 407) 620 (452 / 168) 
 

Landesgericht Krems an der Donau 
 Schusswaffen Messer Sonstiges 

2005 4 649 Unbekannt 
2006 - 432 Unbekannt 
2007 2 601 Unbekannt 
 

Bezirksgericht Liesing 

 Schusswaffen Messer Sonstiges 

2005 4 265 127 
2006 - 230   88 
2007 1 306 179 
 
Bezirksgericht Meidling 

 Schusswaffen Messer Sonstiges 

2005 8 518 319 
2006 8 634 306 
2007 11 478 244 
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Oberlandesgericht Graz – zuständig für Steiermark und Kärnten 

Dienst-
stelle 

 Hinterlegte Gegenstände 

  Schusswaffen Stichwaffen Sonstige *) 
  2005 2006 2007 2005 2006 2007 2005 2006 2007 
Graz  OLG 1 4 1 272 235 225 75 74 97 
 LG für Strafsa-

chen 
4 1 6 592 1384 464 472 419 713 

 BG Graz 0 0 3 806 712 942 398 255 687 
Leoben LG 0 0 0 384 522 504 68 200 240 
Klagenfurt LG (Eingang  

Dobernigstraße) 
1 3 1 839 865 922 562 819 976 

 StA (Eingang 
Heuplatz) 

0 0 0 161 334 238 140 249 309 

 BG - - 2 - - 561 - 1 530 
Villach BG 0 0 0 515 1534 352 163 168 332 
  Summe pro Jahr 6 8 13 3569 3586 4208 1878 2184 3884 
Summe der Gegenstände 
2005, 2006 und 2007 

27 
 

11363 
 

7946 
 

GESAMT 19336 
 

Staatsanwaltschaft Graz 

 Schusswaffen Messer Sonstiges 

2005 4 592 472 
2006 1 384 419 
2007 6 464 713 
 

Oberlandesgericht Linz 

 Abgenommene Gegenstände Schusswaffen 
2005 12731 32 
2006 13747 47 
2007 12396 48 
 
 
Staatsanwaltschaft Steyr:  
Es wurden keine Waffen beschlagnahmt. Es kam nur zur Abnahme und vorüberge-

henden Verwahrung von diversen Alltagsgegenständen. 

Staatsanwaltschaft Salzburg:  
jährlich etwa 500 bis 600 Taschenmesser, ca. 10 Hirschfänger, ca. 60 Stanley-

Messer, ca. 30 Haushaltsscheren, ca. 60 Schraubenzieher, ca. 20 Kämme mit Spitz 

und ca. 100 Pfeffersprays. 
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Oberlandesgericht Innsbruck: 

  

Zu 14: 
Das Bestreben, höchstmögliche Sicherheit für die in Gerichtsgebäuden tätigen Per-

sonen zu gewährleisten, steht in einem Spannungsverhältnis zur Anforderung der 

Bürgernähe. Die bestehenden Sicherheitsvorkehrungen stellen einen Mittelweg dar, 

der beiden Anforderungen möglichst gerecht wird. Die Sicherheitsvorkehrungen wer-

den regelmäßig (zumindest einmal jährlich) und anlassbezogen Qualitätsprüfungen 

unterzogen und die getroffenen Maßnahmen evaluiert und erforderlichenfalls ange-

passt. 

Zu 15: 
Nein. 

 

. Mai 2008 

 

(Dr. Maria Berger) 

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung 19 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung20 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung 21 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung22 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung 23 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung24 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung 25 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung26 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung 27 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung28 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung 29 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung30 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung 31 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung32 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung 33 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung34 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung 35 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung36 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung 37 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung38 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung 39 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung40 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung 41 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung42 von 43



Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich.

3905/AB XXIII. GP - Anfragebeantwortung 43 von 43




